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Die Stasi in der 
Friedlichen Revolution
Auszüge aus Stasi-Akten im Herbst 1989
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Allgemeine Hinweise und didaktische Vorbemerkungen

In allen Rahmenlehrplänen für Geschichte der Bundesländer 
sind die Ereignisse in der DDR vom Herbst 1989 unter den 
Schwerpunkten „Friedliche Revolution“ oder „Mauerfall“, 
„deutsche Einheit“ oder „Vereinigungsprozess“ zu finden. Die 
vorliegende Themenmappe bietet den Lehrenden Quellen-
material und Anregungen, um die Thematik im Unterricht 
und in der Projektarbeit anschaulich behandeln zu können. 
Im Zentrum steht dabei die exemplarische Vermittlung 
historischer Zusammenhänge, Handlungsmotive und Abläufe 
des geschichtlichen Umbruchs in der ehemaligen DDR. Die 
Themenmappe will mit dazu beitragen, bei den Lernenden 
Sachkenntnisse und Urteilskompetenzen zu entwickeln, um 
sie zu eigenständigen Geschichtsdeutungen zu befähigen. 

Schülerinnen und Schüler ab der Klassenstufe 9 können 
mit der Themenmappe einen Eindruck von den Ereignissen 
im Herbst 1989 erlangen. Sie sollen erfahren, mit welcher 
Hilflosigkeit die bis dahin tonangebenden SED-Funktionäre 
in der Krise agierten und wie sie dadurch den Unmut in der 
Bevölkerung noch weiter schürten. Die Lernenden können 
beobachten, wie die Machtinstrumente der SED samt der 
allmächtigen Geheimpolizei nach und nach versagten und 
wie diese diktatorisch regierende Partei schließlich in einer 
unblutigen Revolution entmachtet wurde. 

Die Themenmappe beinhaltet einen Einführungstext, 
19 Faksimiles von Originaldokumenten aus Stasi-Akten, 
darauf zugeschnitten Aufgaben für die Schülerarbeit und 

ein Verzeichnis der Abkürzungen und Erläuterungen. Der 
Einführungstext ermöglicht es den Schülerinnen und Schü-
lern, ohne umfangreiche Literaturstudien die wesentlichen 
Zusammenhänge und Verläufe des Aufbruchs im Herbst 
1989 zu erfahren. Die als Faksimile enthaltenen Dokumente 
besitzen unterschiedliche Schwierigkeitsgrade. Die Aufgaben 
haben ebenfalls unterschiedliche Niveaustufen. Umfangrei-
chere Quellen wurden reduziert. Ein besonderer Vorzug der 
Themenmappe besteht darin, dass die Dokumente mit den 
jeweiligen Aufgaben relativ unabhängig voneinander bearbei-
tet werden können. Das bietet den Lehrerinnen und Lehrern 
die Möglichkeit, Quellen und Aufgaben den Lernenden ent-
sprechend ihres Leistungsstandes zuzuordnen. 

Die Faksimiles in der Mappe stammen aus 24 Stasi-Akten. Sie 
umfassen den Zeitraum von Ende August bis Ende Dezember 
1989. Bei den benutzten Akten handelt es sich ausschließlich 
um Sachakten. Dadurch war es möglich, trotz der Komplexi-
tät der Thematik, den Umfang der Mappe in einem für den 
Unterricht nutzbaren Rahmen zu halten. Sachakten sind jene 
Akten, in denen die Stasi Tagesrapporte, Monatsberichte, 
Auswertungen von IM-Informationen und andere dienstliche 
Schriften sammelte. 

Zum besseren Verständnis sind alle Dokumente mit Ziffern 
versehen. Die Aufgaben für die Schülerarbeit befinden sich 
jeweils am Ende der dazu gehörenden Dokumente.

Allgemeine Hinweise und didaktische Vorbemerkungen
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Im Herbst 1989 gelang es einer friedlichen Protestbewegung, 
der sich innerhalb weniger Wochen tausende DDR-Bürger 
anschlossen, die hochgerüstete und repressive Diktatur der 
allein herrschenden kommunistischen Partei, der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands (SED), ohne Blutvergie-
ßen zu stürzen. Eine der Hauptstützen dieser Diktatur, das 
allgegenwärtige Ministerium für Staatssicherheit (MfS) wurde 
binnen weniger Wochen entwaffnet und zur Auflösung 
gezwungen. 

Diese sozialistische Partei-Diktatur nach sowjetischen 
Vorgaben ruhte in der DDR bis dahin stabil auf drei Säu-
len: den Truppen der sowjetischen Besatzungsarmee, dem 
kontinuierlich ausgebauten Überwachungsapparat mit dem 
MfS und der seit 1961 abgeriegelten Grenze zur Bundesre-
publik Deutschland und nach West-Berlin. Erst als zwei der 
drei Säulen nicht mehr funktionierten1, ergab sich eine reale 
Möglichkeit, die SED-Diktatur möglichst ohne Blutvergießen 
zu beseitigen. 

Opposition in der SED-Diktatur

Wie in jeder Diktatur waren auch in der DDR eine Oppo-
sition oder gar oppositionelle Parteien nicht vorgesehen. 
Laut SED-Propaganda herrschte hier die Arbeiterklasse, 
deren Hauptinteressen mit denen aller übrigen Bevölke-
rungsgruppen angeblich übereinstimmten. Daher richte sich 
jegliche Opposition gegen das Volk. Solche demagogischen 
Erklärungen dienten als Rechtfertigung für die schonungs-
lose Verfolgung und Unterdrückung jeder oppositionellen 
Regung. Selbst ein unangepasster Lebensstil galt in den 
Augen der SED-Oberen schon als passive Opposition. Zwar 
hatte sich die Mehrheit der DDR-Bürger zu keiner Zeit mit 
dem SED-Regime vollständig identifizieren wollen. Doch die 
blutige Niederschlagung des Volksaufstands vom Juni 1953 
und der acht Jahre später folgende Mauerbau, die Abriege-
lung jeglicher Fluchtwege in den Westen, ließen die Meisten 
resignieren. Die Bürger versuchten sich mit den Verhältnissen 
zu arrangieren, zogen sich in ihre privaten Nischen zurück, 
oder sie versuchten, auf meist lebensgefährlichen Wegen in 
den Westen zu fliehen. Bis zum Ende der siebziger Jahre gab 
es kaum noch eine echte Opposition in der DDR. Sehr selten 
geschah es, dass Gruppen, zumeist Jugendliche, gegen die 
Verhältnisse in der DDR protestierten. Meistens waren es 
eher Einzelne, die sich verweigerten und dies auch kundtaten. 
Diese Unangepassten wurden von den SED-hörigen Medien 

1 Im Jahr 1988 befahl der damalige Staats- und Parteichef der Sowjetuni-
on, Michail Gorbatschow, seinen Truppen, sich nicht mehr in die Angele-
genheiten der besetzten Staaten einzumischen. Ein Jahr später wurde die 
bis dahin fast undurchdringliche Grenze zwischen Ungarn und Österreich 
geöffnet.

diffamiert, kriminalisiert und vom Staatssicherheitsdienst 
gejagt. 
Mit der sogenannten Friedensdiskussion2 in der DDR und 
den ersten Montagsgebeten in den evangelischen Kirchen 
entstanden Anfang der achtziger Jahre zahlreiche Friedens-
gruppen. Etwas später bildeten sich auch Umweltgruppen. 
Diese noch sehr heterogenen Vereinigungen beschränkten 
sich weitgehend auf ihre Themenbereiche (Ökologie, Frieden, 
Menschenrechte, Gleichberechtigung). Die Gruppen waren 
vorwiegend im Umfeld der evangelischen Kirchen aktiv. 
Das garantierte ihnen einen gewissen Schutz vor staatli-
chen Repressionen, den nur die evangelische Kirche seit den 
siebziger Jahren gewähren konnte.3 Ein Nachteil war, dass die 
Gruppen gewisse Rücksichten auf die Interessen der Kirche 
nehmen mussten. Mitte der achtziger Jahre entstanden dann 
erste Ansätze einer politischen Opposition in der DDR: In 
einigen Gruppen wurde verstärkt über politische Alternativen 
diskutiert, die zum damaligen Zeitpunkt aber ausschließ-
lich in Reformen des Sozialismus gesehen wurden. Zu einer 
Abstimmung der verschiedenen inhaltlichen Vorstellungen 
oder zu einer Vereinigung der zahlenmäßig kleinen Oppo-
sitionsgruppen kam es bis 1988/89 aber nicht. Ein wichtiger 
Grund dafür war die nicht unberechtigte Furcht vor dem 
Staatssicherheitsdienst und seinen Methoden. Aus ihr resul-
tierten gegenseitiges Misstrauen und Argwohn gegenüber 
Fremden. Die Vielfalt und Zersplitterung der Opposition hatte 
aber auch einen nicht unbedeutenden Vorteil: sie machten 
es der Stasi schwer, alle Oppositionsgruppen unter Kontrolle 
zu halten und zu zerschlagen. Ab Februar 1988 kamen viele 
Ausreisewillige zur Oppositionsbewegung. Sie hofften, durch 
aktives Auftreten in der Opposition die Übersiedlung in die 
Bundesrepublik erzwingen zu können. Laut einer Zusam-
menstellung des MfS soll es im Mai 1989 in der DDR etwa 160 
oppositionelle Zusammenschlüsse mit insgesamt 2.500 
Personen und einem „harten Kern“ von einigen hundert Per-
sonen gegeben haben. Die Staatssicherheit glaubte zu diesem 
Zeitpunkt weiterhin, diese Gruppen lähmen oder „zersetzen“ 
zu können. 

Bürgerbewegung und 
Montagsdemonstrationen 

Seit Anfang 1989 wurde der Druck auf die SED-Führung aus 
vielen Teilen der Bevölkerung größer. Selbst etliche SED-

2 Auslöser waren die erstarkende Friedensbewegung in der Bundesrepu-
blik gegen die Stationierung von Mittelstreckenraketen in beiden Militär-
blöcken sowie die Einführung des Unterrichtsfaches „Wehrunterricht“ in 
DDR-Schulen.
3 Im Jahr 1978 schlossen der Bund der evangelischen Kirchen in der DDR 
und die SED-Führung eine Vereinbarung. Laut dieses Agreements mischte 
sich die Kirche nicht mehr in staatliche Belange ein und erhielt dafür eine 
stärkere Autonomie und Schutz vor staatlicher Willkür in ihren Gebäuden. 
Eine indirekte Einflussnahme des Staates gab es aber auch weiterhin.

Friedliche Revolution und Staatssicherheit 
im Herbst 1989
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Mitglieder forderten nun, die sowjetische Reformpolitik Gor-
batschows4 auch in der DDR zu übernehmen. Die Menschen 
wollten vor allem mehr Demokratie, Informations- und 
Reisefreiheit. Sogar in den Reihen der jüngeren Stasi-Offiziere 
wurden erste Zweifel an Maßnahmen der SED-Führung laut. 
Stasi-Minister Mielke und seine Generäle meinten, junge 
Stasi-Mitarbeiter, die an zivilen Universitäten studiert hatten, 
brächten solche falschen Einflüsse in die Geheimpolizei. Mit 
allen „Zweiflern“ wurden daraufhin disziplinierende Gesprä-
che geführt. 

Im Mai 1989 fanden in der DDR Kommunalwahlen statt. 
Dabei gelang es Oppositionsgruppen erstmals, in etlichen 
Wahlkreisen Manipulationen der Wahlergebnisse nachzu-
weisen. Weil sie aber keinen Zugang zu den Medien hatten, 
fanden in den folgenden Wochen an jedem 7. eines Monats 
in etlichen Orten kleinere Demonstrationen statt, auf denen 
die Wahlfälschungen der SED laut angeprangert wurden. Die 
Staatsicherheit ging oft mit äußerster Brutalität gegen die 
Demonstranten vor, verhaftete viele und verletzte dabei auch 
einige.  

Das Fehlen jeglicher Bereitschaft zu Reformen innerhalb 
der SED-Führung und das brutale Vorgehen der Sicherheits-
organe führten dazu, dass im Sommer 1989 immer mehr 
Bürger resignierten und den einzigen Ausweg im Verlassen 
der DDR Richtung Westen sahen. Auch innerhalb der Oppo-
sitionsgruppen dominierte zeitweise diese Stimmung. Die 
Massenfluchtbewegung ab August 1989 riss auch Lücken in 
die Oppositionsbewegung. In den Gruppen fanden nun öfter 
hitzige Diskussionen zwischen Ausreisewilligen und jenen, 
die dableiben wollten, statt. Der Tenor dieser Streitgespräche 
lautete: nur wer hier bleibt, kann etwas verändern. 

Angesichts dieser Entwicklungen beschloss die Konferenz der 
evangelischen Kirchenleitungen in der DDR, sich in die Poli-
tik einzumischen. Sie verfasste Anfang September 1989 einen 
offenen Brief an SED-Generalsekretär Honecker [Dokument 
1]. Darin ersuchte sie die SED-Führung, in einen offenen 
und ehrlichen Dialog über die Ursachen der Unzufrieden-
heit innerhalb der Bevölkerung einzutreten. Die Medien 
sollten endlich wahrheitsgemäß über die Zustände in der 
DDR berichten und Kritik der Bürger nicht als feindseliger 
Akt abgetan werden. Der Brief wurde in allen evangelischen 
Kirchen verlesen. Zugleich erging ein dringender Appell an 
alle Gemeindemitglieder, die DDR nicht zu verlassen [Doku-
ment 2]. Stattdessen sollte sich jeder an den notwendigen 
Veränderungen im Land aktiv beteiligen. Die Initiative der 
evangelischen Kirche fand ihren Widerhall in einem Ruf, der 
auf den ersten Demonstrationen im September 1989 oft zu 
hören war: „Wir bleiben hier!“.  
Der offene Brief beeinflusste auch die oppositionellen Grup-
pen, die zumeist noch im „Schutzraum“ der Kirchen 

4 Michail Gorbatschow wollte mit „Glasnost“ (Offenheit) und „Perestro-
ika“ (Umbau) das sozialistische System reformieren. Es sollte menschlicher 
und wirtschaftlich effektiver werden, erwies sich aber als nicht reformierbar.

tätig waren. Sie beschlossen, sich noch vehementer und 
öffentlichkeitswirksamer für Reformen und Bürgerrechte in 
der DDR einzusetzen. Die Voraussetzung dafür war, sich nun 
zu großen, DDR-weiten Organisationen zusammenzuschlie-
ßen und sich konkrete Programme zu geben. So wurde am 
9./10. September in Grünheide bei Berlin das „Neue Forum“ 
gegründet. Es folgten die Organisationen „Demokratie jetzt“, 
„Demokratischer Aufbruch“ und noch weitere Vereinigun-
gen. Auch eine neue Partei bildete sich Anfang Oktober, die 
Sozialdemokratische Partei in der DDR „SDP“. Innerhalb der 
Bevölkerung und später auch von der Presse wurden die 
neuen politischen Gruppierungen bald zusammenfassend als 
„Bürgerbewegung“ bezeichnet. Die SED-Führung sah in den 
neuen Organisationen nur Organe der Konterrevolution. 
Während der Formierungsphase begann die Bürgerbewegung 
auch, den Schutz der evangelischen Kirchen zu verlassen und 
auf die Straßen zu gehen. Am 4. September fand in Leipzig 
mit etwa 1.000 Teilnehmern die erste sogenannte Montags-
demonstration des Herbstes 1989 statt. Sie begann wie alle 
folgenden Montagsdemonstrationen am späten Nachmittag 
mit einem Friedensgebet in der Nikolaikirche. Diese Demons-
trationen wurden zum bekanntesten Zeichen der Friedlichen 
Revolution in der DDR. Sie fanden bis zu den Volkskammer-
wahlen im März 1990 wöchentlich statt. Von Leipzig aus-
gehend gab es bald in immer mehr Städten der DDR ver-
gleichbare Kundgebungen [Dokument 4]. Die SED-Führung 
reagierte zunächst mit offenen Repressionen [Dokument 3]. 
Volkspolizei und Staatssicherheit sollten die Demonstratio-
nen mit allen Mitteln verhindern oder auflösen [Dokument 
5]. Bis Mitte Oktober gingen sie mit oft großer Brutalität 
gegen die Demonstranten vor. Wasserwerfer, Polizeihunde 
und Schlagstöcke kamen zum Einsatz [Dokument 6]. In 
manchen Orten fanden Massenverhaftungen statt. Trotzdem 
ließ sich die Bewegung nicht mehr eindämmen. Immer mehr 
mutige Bürgerinnen und Bürger nahmen an den Kundge-
bungen teil. Ende September beteiligten sich in Leipzig schon 
8000 an der Montagsdemonstration, am 2. Oktober waren es 
dann bereits 20 000.  

„Keine Gewalt!“

Am 7. Oktober 1989 jährte sich die DDR-Gründung zum 
vierzigsten Mal. Die SED-Oberen wollten diesen, wie jeden 
runden „Republikgeburtstag“, aufwendig feiern. Das MfS 
erhielt den Befehl, die Feierlichkeiten zu schützen und 
„feindlich-negative Aktivitäten“ mit allen Mitteln zu unter-
binden. Die Staatssicherheit begann seit Ende September 
massiv, führende Vertreter der Bürgerbewegung gezielt zu 
verunsichern. Telefonverbindungen wurden gesperrt und 
Wohnungen abgeriegelt. Etliche Oppositionelle wurden 
mehrfach zu Verhören abgeholt, einige inhaftiert und andere 
unter Hausarrest gestellt. Vertreter der evangelischen Kirche 
wurden ebenfalls unter Druck gesetzt. Sie sollten die Protest-
veranstaltungen in ihren Kirchen verhindern. Die bis dahin 
für DDR-Bürger noch durchlässigen Staatsgrenzen zu Polen 
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und der Tschechoslowakei5 wurden geschlossen. Doch auch 
diese Maßnahmen zeigten nicht die gewünschte Wirkung. 
Die Bürgerbewegung ließ sich nicht mehr so leicht ein-
schüchtern. Und großen Teilen der Bevölkerung war ange-
sichts der immer weiteren Einschränkungen die Lust zum 
Feiern vergangen. So fand der „Republikgeburtstag“ in einer 
beklemmenden Atmosphäre statt. Während die SED-Funkti-
onäre, abgeschirmt durch Polizei und Stasi, in den Festsälen 
der Städte die DDR-Gründung feierten, skandierten draußen 
hunderte Demonstranten „Wir sind das Volk!“. 

In Leipzig versammelten sich am 9. Oktober schon 70.000 
Teilnehmer. In Anbetracht der sich ausweitenden Demons-
trationsbewegung und der wachsenden Teilnehmerzahlen 
spielte SED-Chef Honecker mit dem Gedanken, den Ausnah-
mezustand in der DDR zu verhängen [Dokument 3]. Neben 
Polizei und Staatssicherheit sollten auch die Kampfgruppen6 
aus den Großbetrieben und sogar die Armee gegen das Volk 
in Marsch gesetzt werden. Gerüchte über extra bereitgestellte 
Blutkonserven für den Fall gewaltsamer Auseinanderset-
zungen verbreiteten sich in der Bevölkerung. Die Entwick-
lung war jedoch schon zu weit fortgeschritten. Der seit 1949 
angewandte Kurs eines gewaltsamen Vorgehens erwies sich 
als nicht mehr durchführbar. Erstens bestand bei sehr großen 
Teilnehmerzahlen, wie in Leipzig oder Dresden, die Gefahr 
eines Blutbades und einer unkontrollierbaren weiteren 
Eskalation. Zweitens weigerten sich die aus SED-Mitgliedern 
bestehenden Kampfgruppen, im Straßenkampf gegen friedli-
che Demonstranten vorzugehen [Dokument 7]. Auch inner-
halb der Armee soll es zu Verweigerungen gekommen sein, 
und die Generalität lehnte ein Vorgehen gegen die Bevölke-
rung ebenfalls ab. 

Gleichzeitig wollten auch die Anführer der Bürgerbewegung 
und die Verantwortlichen der Kirche weitere Gewalt verhin-
dern. Sie befürchteten, dass es sonst zu einem Blutbad wie in 
Peking7 kommen könnte. Deshalb riefen sie ihre Anhänger 
zur Gewaltlosigkeit auf. Sie sollten der Polizei keinen Anlass 
für Gewalt geben und sich selbst auch nicht provozieren 
lassen. Ein neuer Ruf der Demonstranten war nun bis Mitte 
Oktober zu hören: „Keine Gewalt!“. Darüber hinaus ver-
suchten Bürgerrechtler und Kirchenobere, mit den führen-
den SED-Funktionären der Bezirke, Kreise und Städte ins 
Gespräch zu kommen. Diese lokalen Machthaber waren selbst 
von den Ereignissen beeindruckt und verunsichert. Daher 
erklärten sich etliche von ihnen bereit, mit den Oppositions-
führern zu verhandeln. So passierte es am 9. Oktober, dass 
lokale SED-Funktionäre in Dresden und Leipzig erstmals 

5 Bezeichnung für den bis 1992 bestehenden gemeinsamen Staat aus dem 
heutigen Tschechien und der heutigen Slowakei.
6 Die 1953 gebildeten „Kampfgruppen der Arbeiterklasse“ waren  eine 
bewaffnete Miliz der SED. Es gab sie in allen größeren Betrieben und vielen 
anderen Institutionen. Die paramilitärischen Verbände sollten gegen innere 
und äußere Feinde eingesetzt werden.
7 Tausende chinesische Studenten hatten wochenlang auf dem Platz des 
himmlischen Friedens in Peking für Reformen demonstriert. Ihnen hatten 
sich weitere Bevölkerungsgruppen angeschlossen. Am 4. Juni 1989 beendete 
die chinesische Armee mit Panzern und Schusswaffen die Protestbewegung. 
Es kam zu dem berüchtigten „Tian’anmen-Massaker“.

gemeinsam mit Vertretern der Kirche und der Bürgerbewe-
gung auf den Kundgebungen sprachen. Die Sicherheitskräfte 
zogen sich zurück. Obwohl Polizei und Stasi in anderen 
Städten am 9. Oktober noch brutal gegen Demonstranten 
vorgingen, war die Spirale der Gewalt damit gebrochen. Auch 
innerhalb der SED-Führung bahnte sich ein Kurswechsel 
an. Sie musste jetzt friedliche Verfahren zur Konfliktlösung 
akzeptieren.

Dialogpolitik und „Wende“

Am 11. Oktober 1989 verkündete der oberste Führungszirkel 
der SED, das Politbüro, sich den Diskussionen zu stellen, und 
gab die Losung aus: „Dialog statt Gewalt“. Damit waren die 
Gespräche der SED-Funktionäre von höchster Ebene legi-
timiert. Von nun an sollten auch keine Polizeimaßnahmen 
mehr gegen die Demonstranten durchgeführt werden. Diese 
veränderte Strategie war im Politbüro jedoch nicht einstim-
mig gebilligt worden. SED-Generalsekretär Erich Honecker 
hatte vehement dagegen gesprochen. Daraufhin wurde er 
am 18. Oktober im Politbüro zum Rücktritt gezwungen und 
durch den jüngeren und anpassungsfähigeren Egon Krenz 
ersetzt. Dieser verkündete eine „Politik der Wende“ und 
hoffte, damit die Initiative zurückzugewinnen. 

Die Staatssicherheit musste sich dem veränderten Kurs fügen. 
Sie sollte sich von nun an ebenfalls bei den Demonstrationen 
zurückhalten. Mit der Anerkennung der neuen Bürgerbewe-
gung hatte die Mehrheit der Stasi-Mitarbeiter jedoch große 
Schwierigkeiten. Die Offiziere und Unteroffiziere akzeptierten 
zwar die Gespräche mit dialogbereiten Bürgern. Die Zulas-
sung der neuen Gruppierungen aber lehnten sie kategorisch 
ab. Am 21. Oktober ging Minister Mielke in einer Rede vor 
leitenden Stasi-Offizieren auf die aktuelle Situation in der 
DDR ein [Dokument 8]. Für ihn war die Revolution eine vom 
Westen initiierte Maßnahme, die Bürgerbewegung eine feind-
liche Gruppierung und die Demonstranten nur Provokateure, 
Rowdies und Randalierer. Mielke war nicht mehr in der 
Lage, die Situation zu beurteilen. Dieses Problem war auch 
der neuen SED-Führung bekannt. Sie drängte Erich Mielke 
Anfang November zum Rücktritt. In seinem letzten Befehl 
vom 31. Oktober 1989 mahnte Erich Mielke, der Bürgerbewe-
gung keine Anlässe für Eskalationen zu geben und vor allem 
die Dienststellen der Staatssicherheit sowie den Aktenbestand 
zu schützen. Dabei sollten aber keine Schusswaffen mehr zur 
Anwendung kommen. 

Ende Oktober 1989 war die Friedliche Revolution in der DDR 
in vollem Gange. Die SED hatte die Initiative nicht zurückge-
winnen können. Während in der ersten Monatshälfte repub-
likweit knapp 140.000 Personen demonstriert hatten, waren 
es in der letzten Oktoberwoche über 500.000 Menschen. An 
200 Dialogveranstaltungen hatten über 200.000 Bürgerinnen 
und Bürger teilgenommen. Die Bürgerbewegung war zum 
Sprachrohr der Mehrheit geworden. 
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Die Maueröffnung

In der ersten Novemberwoche ließ der neue SED-Chef 
zweimal personelle Veränderungen im Politbüro vorneh-
men. Dabei wurden all jene Personen aus der Führungsspitze 
entfernt, die als besonders unbeliebt in der Bevölkerung 
galten oder die den neuen Kurs nicht mittragen wollten. 
Unter ihnen befand sich auch Stasi-Minister Erich Mielke. 
Am 7. November musste schließlich die gesamte DDR-Regie-
rung zurücktreten. Diese Wechsel verschafften der SED aber 
nur kurzzeitig Ruhe. Selbst die von der SED-Führung am                
8. November endlich beschlossene offizielle Zulassung aller
Organisationen der Bürgerbewegung kam viel zu spät. Die 
Bevölkerung ließ sich damit nicht mehr abspeisen.

Daraufhin versuchte die SED-Spitze mit Änderungen im 
Reisegesetz die Zustimmung der Bevölkerung zu gewinnen. 
Reisefreiheit, die Möglichkeit von Reisen in westliche Länder 
ohne Einschränkungen, war eine der Hauptforderungen wäh-
rend der Friedlichen Revolution. Ein liberaleres Reisegesetz 
war außerdem notwendig, weil seit 1. November die Staats-
grenze zur CSSR wieder offen war. Die darauf erneut einset-
zende Fluchtwelle hunderter DDR-Bürger veranlasste die 
tschechoslowakische Regierung zu der Drohung, die Grenze 
sofort wieder zu schließen, wenn die Fluchten über ihr Ter-
ritorium nicht aufhörten. Am Nachmittag des 9. November 
beschloss das SED-Zentralkomitee die neuen Regelungen 
für Reisen in westliche Länder. Die wichtigsten Passagen 
darin lauteten, dass Reisen und Ausreisen ab sofort und ohne 
irgendwelche Voraussetzungen möglich seien. Genehmi-
gungen würden kurzfristig erteilt. Am Abend gab der neue 
Regierungssprecher, Günther Schabowski, auf einer Presse-
konferenz den Inhalt der Reiseregelung etwas ungenau wie-
der. Er vergaß, darauf hinzuweisen, dass die Regelungen erst 
am folgenden Tag in Kraft treten sollten. Die im Fernsehen 
übertragene Pressekonferenz hatte zur Folge, dass sich noch 
am selben Abend hunderte DDR-Bürgerinnen und Bürger an 
den Grenzübergangsstellen nach West-Berlin versammelten 
und die Öffnung der Tore verlangten. Die Stasi-Unteroffiziere 
und Offiziere hatten dafür aber keine Befehle erhalten.8 Bald 
wurde der Druck so stark, dass einzelne Stasi-Offiziere in 
eigener Verantwortung befahlen, die Leute durchzulassen. 
Damit war die Berliner Mauer durchlässig geworden. Um 
Mitternacht wurden auch erste Grenzübergänge zur Bun-
desrepublik geöffnet. Der Mauerfall verringerte vorüberge-
hend den Reformdruck auf die SED-Führung. Die Anzahl 
der Teilnehmer an den Montagsdemonstrationen nahm in 
den folgenden zwei Wochen deutlich ab. Die Ostdeutschen 
nutzten erst einmal die geöffneten Grenzen und schauten 
sich West-Berlin und Westdeutschland an. In völlig überfüll-
ten Zügen und über verstopfte Straßen fuhren DDR-Familien 
in den Westen. Viele meldeten sich für diese Kurzreisen nicht 
einmal in ihren Arbeitsstellen ab. Doch in dieser Zeit hatte das 
keine arbeitsrechtlichen Folgen. Die Arbeitgeber waren eher 

8 Für sämtliche Grenzübergangsstellen zur Bundesrepublik und nach 
West-Berlin war das MfS zuständig. Die Stasi-Mitarbeiter trugen zur Tarnung 
die Uniformen der DDR-Grenztruppen oder der Zollverwaltung.

froh, wenn ihre Angestellten am nächsten oder übernächsten 
Tag zurückkamen. Der Rückgang der Teilnehmerzahlen an 
den Demonstrationen dauerte nur bis Anfang Dezember. Bis 
dahin hatte sich aber die Stimmung gewandelt. Die Mehrheit 
der Demonstranten wollte von nun an keine reformierte DDR 
mehr, sondern die Einheit Deutschlands. Aus dem Ruf „Wir 
sind das Volk!“ wurde die Forderung „Wir sind ein Volk!“.

Die Stasi nach dem Mauerfall

Mit dem Fall der Berliner Mauer war der Demokratisierungs-
prozess in der DDR unumkehrbar geworden. Die diktato-
rische Alleinherrschaft der SED ging ihrem Ende entgegen. 
Noch hatte sie aber die Macht, die neue Regierung zu stellen. 
Neuer Ministerpräsident wurde am 13. November der ehema-
lige Dresdner SED-Bezirkschef Hans Modrow. 

Für die Staatssicherheit brachte die Regierungsbildung eine 
große Veränderung mit sich. Am 17. November verkündete 
Hans Modrow die Auflösung des Ministeriums für Staats-
sicherheit. An seine Stelle sollte ein „Amt für Nationale 
Sicherheit“ (AfNS) treten [Dokument 10]. Die wichtigste 
Neuerung bestand darin, dass das neue Amt nicht mehr SED-
Generalsekretär Krenz, sondern dem Ministerpräsidenten 
direkt unterstellt war. Damit hatte die SED-Spitze die Verant-
wortung für die Staatssicherheit an die Regierung abgegeben. 
Die Stasi war nun nicht mehr „Schild und Schwert“ der SED. 
Mit dieser Maßnahme wollte die SED-Führung vor allem zwei 
Ziele erreichen: erstens sollte der Blick der Demonstrierenden 
weg von der SED und auf die Geheimpolizei gelenkt werden. 
Neben den abgesetzten SED-Oberen um Erich Honecker 
sollte die Stasi als der zweite Schuldige an der Misere in der 
DDR dargestellt werden. Dieser Schachzug gelang teilweise. 
Zweitens sollte die Stasi zwar personell verringert werden, 
aber im Prinzip erhalten bleiben und in die neue Zeit hinü-
bergerettet werden. Das gelang letztendlich nicht.

Leiter des neuen AfNS wurde Stasi-General Wolfgang 
Schwanitz, einer der ehemaligen Stellvertreter Mielkes. Seine 
Berufung zeigte, dass das Ganze nur ein Etikettenschwindel 
war. Das Amt für Nationale Sicherheit blieb eine „Stasi light“. 
Genauso sah es auch die Bürgerbewegung. Trotzdem gab es 
im AfNS einige Änderungen [Dokument 11]. Da das Amt nicht 
mehr der SED-Führung unmittelbar unterstand, konnte es 
von ihr nicht mehr ohne weiteres benutzt werden. Es hatte 
auch nicht mehr die Rechte einer Staatsanwaltschaft bei 
politischen Strafsachen und musste obendrein die berüch-
tigten Untersuchunghaftanstalten schließen. Sein Aufgaben-
spektrum sollte deutlich reduziert werden. Geheimdienst 
und Geheimpolizei sollten unabhängig und getrennt vonein-
ander arbeiten. Die Geheimpolizei durfte von nun an etliche 
Personengruppen wie Andersdenkende, Ausreisewillige oder 
Wehrdienstverweigerer nicht mehr überwachen und verun-
sichern. Die umfangreiche Kontrolle des Postverkehrs sollte 
aufhören [Dokument 9]. Sämtliche Außenstellen der Stasi in 
den Hauptpostämtern wurden deshalb geschlossen. All diese 
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Änderungen hatten zur Folge, dass mehrere große Arbeits-
bereiche aufgelöst wurden. Die Mitarbeiterzahl verringerte 
sich allein im ehemaligen Ministerium, der Zentralstelle, um 
über 8.000. In den 15 Bezirksverwaltungen wurden fast 
fünfzig Prozent der Mitarbeiter nicht mehr benötigt. Bis 
Mitte Dezember mussten die über 200 Kreisdienststellen ihre 
Tätigkeit einstellen.

Was sollte aus den zu entlassenden Stasi-Offizieren und 
-Unteroffizieren werden? Anfangs konnten die Staatsbetriebe 
und staatliche Einrichtungen auf Druck der Regierung noch 
verpflichtet werden, ehemalige Stasi-Mitarbeiter einzustellen 
[Dokument 10]. Seit Mitte Dezember wurde das jedoch immer 
schwieriger, denn viele Betriebsangehörige weigerten sich 
inzwischen, mit ehemaligen Stasi-Leuten zusammenzuarbei-
ten [Dokument 18]. Immer öfter kam es nun vor, dass Beleg-
schaften mit Streikandrohungen ihre Leitungen zwangen, die 
neuen Kollegen wieder zu entlassen [Dokument 19]. 

Die geänderte Aufgabenstellung des AfNS brachte es auch 
mit sich, dass die riesige Anzahl der Inoffiziellen Mitarbeiter 
(IM) verringert werden musste. Die Leitung des Amtes wollte 
jedoch auch hier auf Zeit spielen. Die Verbindung zur Masse 
der IM sollte nicht beendet, sondern nur zeitweilig unterbro-
chen werden [Dokument 12]. Letztendlich blieben jedoch nur 
wenige Inoffizielle übrig, die bereit waren, unter den verän-
derten Bedingungen Spitzeltätigkeiten auszuführen. Außer-
dem wurde das neue Amt bald selbst von den Ereignissen 
überrollt.  

Die Auflösung der Stasi

Seit Anfang Dezember 1989 verlor die SED spürbar an Ein-
fluss. Die alten Machtstrukturen in der DDR lösten sich all-
mählich auf. Der wieder verstärkte Druck der Demonstranten 
zwang die SED-Führung, den alleinigen Herrschaftsanspruch 
der Partei endlich aufzugeben. Am 1. Dezember strich die 
Volkskammer diesen Satz im Artikel 1 der DDR-Verfassung. 
Am 3. Dezember legte SED-Chef Krenz alle Ämter nieder. 
Zusammen mit ihm trat die gesamte Parteiführung zurück. 
Die alten, stalinistischen Führungsgremien der SED, wie Polit-
büro und Zentralkomitee, hörten auf zu existieren. Die Partei 
erlebte eine der größten Austrittswellen, die sie nahezu ein 
Viertel der Mitglieder kostete. Jetzt mussten SED-Mitglieder 
die Führung übernehmen, die bisher nicht zur Parteispitze 
gehört hatten. Sie sollten neue Führungsgremien konstitu-
ieren und die SED reformieren. Auf einem Sonderparteitag 
Mitte Dezember wurden ein Parteivorstand und der bis dahin 
wenig bekannte Rechtsanwalt Gregor Gysi zum Parteivorsit-
zenden gewählt. Die Partei gab sich den neuen Namen „SED−
PDS“, ab Februar 1990 nannte sie sich nur noch PDS9. 

Das Machtzentrum in der DDR war von jetzt an vorüberge-
hend die Regierung um Ministerpräsident Modrow. 

9 PDS bedeutet Partei des demokratischen Sozialismus. Die PDS ging 
2007 in der Partei „Die Linke“ auf.

Daneben formierte sich am 7. Dezember eine neue Institu-
tion, in der die Organisationen der Bürgerbewegung domi-
nierten: der „Zentrale Runde Tisch“10. Er war ursprünglich von 
der ehemaligen SED-Führung als Einrichtung zum Mei-
nungsaustausch zwischen der SED, den ehemaligen Blockpar-
teien und der Bürgerbewegung gedacht. Als die SED rasant an 
Macht verlor, entwickelte sich der Zentrale Runde Tisch zum 
zweiten Machtorgan in der DDR, das die Regierung kontrol-
lierte und mit Beschlüssen vor sich hertrieb [Dokument 13]11. 
Eine der ersten Forderungen des Zentralen Runden Tisches 
lautete: sofortige Auflösung des Amtes für Nationale Sicher-
heit (AfNS). 

Die Leitung des AfNS machte sich Gedanken um den riesigen 
Aktenbestand der Stasi. Nichts davon sollte der Bürgerbewe-
gung in die Hände fallen. Seit Ende November war deshalb 
mit der Vernichtung von Akten begonnen worden. Weil die 
vorhandenen Reißwölfe dafür nicht ausreichten, sollten 
Akten in Kraft- und Heizwerke transportiert und dort ver-
feuert werden. Das misslang aber in den meisten Fällen, weil 
engagierte Männer und Frauen die Ein- und Ausgänge zu den 
Stasi-Dienststellen beobachteten [Dokument 16]. Seit Anfang 
Dezember geschah es immer wieder, dass Bürger die Abfahrt 
von Lastwagen aus den Stasi-Gebäuden verhinderten. Die 
Aktenvernichtung war schließlich der Auslöser für die Beset-
zung fast aller Bezirksämter und von über 50 Kreisämtern des 
AfNS am 4. und 5. Dezember.12 [Dokument 14] Angeführt von 
Vertretern der Bürgerbewegung zogen mutige Bürgerinnen 
und Bürger vor die Stasi-Dienststellen und verlangten Zutritt. 
Sie setzten in den Ämtern durch, dass sämtliche Archive und 
viele Aktenschränke verschlossen und versiegelt wurden. 
Außerdem mussten alle Reißwölfe außer Betrieb gesetzt wer-
den. Auf Anordnung der Regierung postierten sich vor den 
Stasi-Gebäuden Volkspolizisten, die von nun an die Ein- und 
Ausgänge bewachten [Dokument 15]. Jeder, der die Dienst-
stelle verlassen wollte, musste mit einer Taschenkontrolle 
rechnen. Durch das Wegschließen der meisten Akten kam die 
Arbeit in den Bezirksämtern weitgehend zum Erliegen. Am 
14. Dezember beschloss die DDR-Regierung auf Drängen des
Zentralen Runden Tisches, das Amt für Nationale Sicherheit 
(AfNS) mit sofortiger Wirkung aufzulösen [Dokument 17]. Ein 
Versuch der Regierung, Teile der Stasi in einem neu zu bilden-
den Verfassungsschutz sowie einem Geheimdienst der DDR 
zu retten, scheiterte ebenfalls an der Ablehnung des Runden 
Tisches. Anfang Januar 1990 legten Fernmeldespezialisten alle 
geheimen Nachrichtenleitungen zu den Stasi-Dienststellen 
still. Bis zum 12. Januar mussten sämtliche Waffen abgegeben 
werden. Am 31. März 1990 war der letzte Stasi-Mitarbeiter 
entlassen. Die Staatssicherheit existierte nicht mehr. 

10 In den meisten Regionen der DDR bildeten sich ebenfalls Runde Tisch.
11 Ab Februar 1990 saßen Abgesandte des Runden Tisches sogar als 
„Minister ohne Bereich“ in der Regierung. Diese neuen Minister sollten die 
Regierung beraten und kontrollieren. Ministerpräsident Modrow benutzte sie 
aber zur Beruhigung der Demonstranten.
12 Sämtliche Kreisämter wurden danach, im Zeitraum vom 11. bis zum 13. 
Dezember 1989 aufgelöst.



Themenmappe 2   |   9

Wir bleiben hier! – Die Initiative 
der evangelischen Kirchen
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BArch, MfS, BV Gera, BdL, Nr. 1201, Bl. 6 

Aufruf der Kirchen   |   Dokument 2
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BArch, MfS, BdL, Dok. 06921, Bl. 2

Fernschreiben an die Bezirksräte   |   Dokument 3
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 1, 2 und 3:

1. Erarbeiten Sie anhand des Briefs an den DDR-Staatschef, welche Veränderungen die Kirchenleitung in der DDR
wünschte.
Geben Sie die Forderungen mit eigenen Worten wieder.

2. Erörtern Sie, warum die Kirchenoberen ihre Anhänger zum Dableiben aufriefen. 

3. Ermitteln Sie mithilfe des Abkürzungsverzeichnisses die Aufgaben und Befugnisse einer Bezirkseinsatzleitung in
der DDR. 
Diskutieren Sie anhand ihrer Erkenntnisse, mit welcher drastischen Maßnahme die alte SED-Führung um Honecker
im Oktober 1989 die friedliche Revolution verhindern wollte.

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Die Montagsdemonstrationen
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BArch, MfS, Neiber, Nr. 616, Bl. 71

Fernschreiben an das MfS   |   Dokument 4
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BArch, MfS, Neiber, Nr. 616, Bl. 72

Fernschreiben an das MfS   |   Dokument 4
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BArch, MfS, BV Halle, AKG; Nr. 2065, Bl. 2
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BArch, MfS, BV Halle, AKG; Nr. 2065, Bl. 3

Bericht an die SED-Kreisleitung   |   Dokument 5
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BArch, MfS, BV Halle, AKG; Nr. 2065, Bl. 4

Bericht an die SED-Kreisleitung   |   Dokument 5
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 1

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6



22Themenmappe 2   |   

BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 2

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 5

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 8

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 12

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 15

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2842, Bl. 18

Tagesbericht vom 10. Oktober   |   Dokument 6
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 4, 5 und 6:

1. Vergleichen Sie Inhalt und Stil der Dokumente 4 und 5. 
Fassen Sie Unterschiede und Gemeinsamkeiten zusammen. 
Versuchen Sie Erklärungen für die Unterschiede zu finden. 
Besprechen Sie die Ergebnisse in der Gruppe.

2. Die Dokumente 5 und 6 sind verschiedene Berichte über ein und dasselbe Ereignis. 
Arbeiten Sie durch Vergleich heraus, welche Eindrücke der Verfasser von Dokument 5 (Bericht an die SED) beim
Leser erwecken wollte. 

3. Charakterisieren Sie die in den Berichten (Dok. 5 und 6) geschilderten Verhaltensweisen der kirchlichen Amtsträger
während der Ereignisse am 9. Oktober 1989 in Halle. 
Erörtern Sie die Gründe für das Verhalten. Beachten Sie dabei, wer die Berichte verfasst hatte. 

4. Auch in Demokratien, wie der Bundesrepublik Deutschland, kann es vorkommen, dass Polizeikräfte gewaltsam gegen
Demonstranten vorgehen. 
Diskutieren Sie in der Gruppe, worin Sie Unterschiede zum Vorgehen der DDR-Sicherheitskräfte sehen. 

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Zerfall der Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse
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BArch, MfS, HA VII, Nr. 68, Bl. 248

Einschätzung der Kampfgruppen   |   Dokument 7
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BArch, MfS, HA VII, Nr. 68, Bl. 249

Einschätzung der Kampfgruppen   |   Dokument 7
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BArch, MfS, HA VII, Nr. 68, Bl. 250

Einschätzung der Kampfgruppen   |   Dokument 7
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Arbeitsaufträge zum Dokument 7:

1. Ermitteln Sie im Abkürzungsverzeichnis und im Internet, was die „Kampfgruppen der Arbeiterklasse“ waren und
welche Funktion sie im System der DDR hatten.

2. Erläutern Sie, welche Aufgabe die Kampfgruppen während der Friedlichen Revolution im Oktober 1989 erledigen
sollten und ob sie, laut Quelle, dazu in der Lage waren.

3. Mitglieder der Kampfgruppen sollten nur vom Sozialismus überzeugte Menschen sein. 
Analysieren Sie, warum es 1989 trotzdem zu massenhaften Austritten aus den Kampfgruppen kam.

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Die Einschätzung des Ministers 
für Staatssicherheit
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 14

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 15

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 18

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 29

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 31

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 74

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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BArch, MfS, ZAIG 4885, Bl. 75

Referat des Ministers   |   Dokument 8
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Arbeitsaufträge zum Dokument 8:

1. Erläutern Sie, worin Stasi-Minister Mielke die Ursachen für Demonstrationen und Proteste im Herbst 1989 sah. 
Vergleichen Sie dies mit Ihren Kenntnissen über die Ursachen der Friedlichen Revolution in der DDR. 
Legen Sie dazu eine schriftliche Gegenüberstellung an. 

2. Erich Mielke glaubte, auch diese Krise wieder überstehen zu können. 
Suchen Sie den entsprechenden Abschnitt heraus und geben mit eigenen Worten wieder, welche Vorkehrungen die
Stasi-Mitarbeiter für die Zeit danach treffen sollten.

3. Ergründen Sie anhand des Dokuments, welche Bevölkerungsgruppen im Oktober 1989 als erste von der revolutionä-
 ren Stimmung erfasst wurden und auf die Straßen gingen. 

Versuchen Sie, Erklärungen dafür zu finden.

4. Erörtern Sie, warum Minister Mielke besonderen Wert auf Ruhe innerhalb der Arbeiterschaft in den Betrieben legte. 
Überlegen Sie, weshalb sich die Arbeiter bis Mitte November kaum an den Demonstrationen beteiligten. 
Stellen Sie dazu vier bis fünf Thesen auf.

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Das AfNS und die beginnende 
Auflösung der Stasi
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BArch, MfS,Abt. M, Nr. 1026, Bl. 61

Dienstkonferenz Abteilung M   |   Dokument 9
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BArch, MfS,BdL, Dok. 08409, Bl. 22

Erklärung des MfS-Kollegiums   |   Dokument 10
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BArch, MfS,BdL, Dok. 08409, Bl. 29

Erklärung des MfS-Kollegiums   |   Dokument 10
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BArch, MfS,BV Halle, Abt. XX, Nr. 1347, Bl. 1

Gespräch im Landestheater   |   Dokument 11
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BArch, MfS,BV Halle, Abt. XX, Nr. 1347, Bl. 2

Gespräch im Landestheater   |   Dokument 11
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BArch, MfS,ZAIG 13947, Bl. 28

Entwurf zur Arbeit der IM   |   Dokument 12
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BArch, MfS,ZAIG 13947, Bl. 30

Entwurf zur Arbeit der IM   |   Dokument 12
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BArch, MfS,ZAIG 13947, Bl. 31

Entwurf zur Arbeit der IM   |   Dokument 12
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BArch, MfS,ZAIG 13947, Bl. 32

Entwurf zur Arbeit der IM   |   Dokument 12
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 9, 10, 11 und 12:

1. Informieren Sie sich im Abkürzungsverzeichnis und im Internet über die Aufgaben der Stasi-Abteilung „M“. 
In welchen Gebäuden befanden sich ihre Außenstellen?
Nennen Sie die Argumente, mit denen die Einstellung der Arbeit dieser Abteilung begründet wurde.

2. Erläutern Sie, welche Auswirkungen die Umwandlung des MfS in das AfNS für viele Stasi-Mitarbeiter hatte. 
Auf welche Weise wollte die Stasi das Arbeitsplatzproblem für ehemalige Mitarbeiter lösen?

3. Fassen Sie anhand des Dokuments 11 zusammen, worin die angeblich wichtigsten Neuerungen beim AfNS (ANS)
bestanden.

4. Dokument 12 ist ein mit Bleistiftanmerkungen versehener Entwurf der Leitung des AfNS. 
Untersuchen Sie anhand dieses Dokuments, mit welchen Spitzeln das neue Amt nicht mehr zusammenarbeiten wollte. 

5. Setzen Sie sich mit der 1989 oft zu hörenden Auffassung auseinander, das AfNS sei nur ein Etikettenschwindel gewesen, 
um die Stasi über die Krisenzeit zu retten. 
Schreiben Sie auf, was dafür und dagegen spricht. 
Bilden Sie sich dann eine abschließende Meinung und begründen Sie diese.

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Die Besetzung 
der Stasi-Dienststellen in den 

Bezirken und Kreisen
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BArch, MfS,BdL, Dok. 08998, Bl. 2

Aufruf der Bürgerbewegung   |   Dokument 13
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BArch, MfS,BdL, Dok. 08998, Bl. 3

Telegramm an alle Bezirke und Kreise   |   Dokument 14
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BArch, MfS,BdL, Dok. 08998, Bl. 4

Telegramm an alle Bezirke und Kreise   |   Dokument 14
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BArch, MfS,BdL, Dok. 09032, Bl. 1

Telegramm an alle Bezirke und Kreise   |   Dokument 14
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BArch, MfS,ZAIG 14279, Bl. 67

Analyse der Zusammenarbeit mit der VP   |   Dokument 15
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BArch, MfS,ZAIG 14279, Bl. 68

Analyse der Zusammenarbeit mit der VP   |   Dokument 15
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 13, 14 und 15:

1. Anfang Dezember besetzten Bürgerinnen und Bürger der DDR viele Stasi-Dienststellen. 
Was war der Auslöser für diese Aktionen?
Überlegen Sie, warum die Häuser der Staatssicherheit erst zu diesem Zeitpunkt besetzt wurden. 

2. Beschreiben Sie die Reaktionen der Leitung des AfNS auf die Ereignisse am 4. und 5. Dezember 1989. 
Erörtern Sie die Gründe für das Zurückweichen der Stasi-Mitarbeiter in den Bezirken und Kreisen der DDR.

3. Im Dokument 15 beklagt die Staatssicherheit die schlechte Zusammenarbeit mit der Volkspolizei Anfang Dezember
 1989. 

Geben Sie mit eigenen Worten wieder, welche Punkte bemängelt wurden.

4. Jahrzehntelang waren die DDR-Behörden, wie die Volkspolizei, gezwungen, sich nach Anweisungen der Stasi zu richten. 
Diskutieren Sie, warum diese ungeschriebene Regel seit Anfang Dezember 1989 nicht mehr funktionierte. 

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit



Themenmappe 2   |   63

Wohin mit den Akten und den 
entlassenen Stasi-Mitarbeitern?
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BArch, MfS,BdL, Dok. 8977, Bl. 1
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BArch, MfS,Schwanitz, Nr. 150, Bl. 162

Telegramm des Ministerpräsidenten   |   Dokument 16
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BArch, MfS,Schwanitz, Nr. 156, Bl. 70
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 16 und 17:

1. Die beiden Telegramme wurden innerhalb von 24 Stunden geschickt. 
Vergleichen Sie die Inhalte und benennen Sie die wichtigsten Unterschiede. 
Diskutieren Sie, was die Gründe dafür gewesen sein könnten. 

2. Ministerpräsident Modrow hatte die Schaffung des Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) Mitte November initiiert.
Finden Sie Motive, warum er das Amt nur drei Wochen später wieder fallen ließ!

3. Auf einer der letzten Dienstberatungen im AfNS musste der Leiter große Veränderungen verkünden (Dok. 17). 
Geben Sie die wichtigsten Veränderungen mit eigenen Worten wieder.

4. An den Rand der „Hinweise“ hatte ein Stasi-Mitarbeiter geschrieben: „Zoll, Passkontrolle[olle]“. 
Entwickeln Sie Szenarien, aus denen hervorgeht, was die Staatssicherheit vorhatte. 
Bedenken Sie dabei, dass eine große Entlassungswelle von Stasi-Mitarbeitern bevorstand.

5. Erläutern Sie, warum ab dem 9. Dezember Volkpolizisten und Vertreter der Bürgerbewegung die Sicherung aller
Stasi-Dienststellen übernehmen sollten. 

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Was wird aus den ehemaligen 
Stasi-Mitarbeitern?
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BArch, MfS,Schwanitz, Nr. 156, Bl. 147

Bericht über die Lage   |   Dokument 18
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BArch, MfS,Schwanitz, Nr. 156, Bl. 148

Bericht über die Lage   |   Dokument 18
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BArch, MfS,BV Halle, AKG, Nr. 2162, Bl. 100
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Arbeitsaufträge zu den Dokumenten 18 und 19:

1. Erläutern Sie, mit welchen Schwierigkeiten das in Auflösung befindliche AfNS seit Mitte Dezember 1989 zu kämpfen
hatte.

2. Erklären Sie, weshalb sich die Beschäftigten in Betrieben und öffentlichen Einrichtungen erst ab Dezember 1989 massiv 
gegen die Einstellung ehemaliger Stasi-Mitarbeiter wehrten.

3. Seit Dezember herrschte in vielen Familien von Stasi-Mitarbeitern die Angst vor Ausgrenzung, Verhaftung und sogar
Lynchjustiz.
Erörtern Sie, was die ehemaligen Stasi-Mitarbeiter befürchteten. Waren diese Ängste real zu begründen?
Was für Ansichten und Vorstellungen der Stasi-Leute kamen dabei zum Vorschein?

Arbeitsaufträge für die Einzel- und Gruppenarbeit
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Abt. Abteilung; hier: beim → MfS eine selbstständige Diensteinheit oder eine Diensteinheit in den → HA und 
den → BV

Abt. K hier: eine Abteilung der → VP; Abteilung Kriminalpolizei

Abt. M  Abteilung für Postkontrolle; Diensteinheit, die für die Kontrolle und Auswertung der Postsendungen 
sowie für die Führung des Schriftenspeichers und spezieller Adressdateien zuständig war

Abt. VIII Abteilung für Beobachtungen und Ermittlungen in → BV; Diensteinheit, die für Beobachtungen, 
Ermittlungen, Durchsuchungen und Festnahmen sowie für die Sicherung und Kontrolle der Transit-

  wege innerhalb eines Bezirkes zuständig war (sie hatte faktisch Polizeibefugnisse) 

Abt. IX  Untersuchungsabteilung in → BV; Diensteinheit, die für die Bearbeitung von Untersuchungs-
  vorgängen auf der Grundlage eingeleiteter Ermittlungsverfahren zuständig war 

(sie hatte die Befugnisse eines staatlichen Untersuchungsorgans)

Abt. XX Abteilung in → BV zur Überwachung aller Bereiche des sog. Überbaus (u. a. Staatsapparat, 
Justizorgane, Gesundheitswesen, Volksbildung, Leistungssport, Kunst, Kultur, Medien, Jugend, 
Hochschulen, Kirchen, Massenorganisationen) sowie zur Aufdeckung und Bekämpfung „politischer 
Untergrundtätigkeit“ (PUT) und „politisch-ideologischer Diversion“ (PiD)

AfNS Amt für Nationale Sicherheit (→ ANS)

AGL Arbeitsgruppe des Leiters; Diensteinheit in → BV, die u. a. zuständig war für die Mobilmachung und für
Schutzbauten (Bunker)

AKG Auswertungs- und Kontrollgruppe; Stabsorgan des Leiters in → BV und in → HA, zuständig für die 
analytische Aufbereitung der von anderen Abteilungen gewonnenen Informationen und für die 
Kontrolle der Umsetzung dienstlicher Bestimmungen

ANS Amt für Nationale Sicherheit (→ AfNS)

AstA Antragsteller auf (ständige) Ausreise aus der → DDR 

Auskunfts-
person  Personen, von denen das → MfS Auskünfte (z.B. über Nachbarn, Kollegen) einholte, die aber nicht 

wissentlich mit dem MfS zusammenarbeiteten; MfS-Mitarbeiter gaben sich gegenüber diesen Personen
(oft) als Volkspolizisten aus ( Gegensatz zu → Kontaktperson)  

BAfNS  Bezirksamt für Nationale Sicherheit; bis Mitte November 1989 → BV genannt (→ BÄfNS)

BÄfNS  Bezirksämter für Nationale Sicherheit (→ BAfNS) 

Bezirksein-
satzleitung Oberstes Führungsorgan im Bezirk zur Leitung der Verteidigungsmaßnahmen im Kriegsfall und in 

Krisensituationen. Der BEL gehörten u.a. die Chefs von Staatssicherheit, Polizei und Militär im Bezirk 
an. Vorsitzender war der Chef der SED-Bezirksleitung. Die BEL unterstand dem vom SED-General-

  sekretär geführten Nationalen Verteidigungsrat, der die Mobilmachung anordnen und den 
Ausnahmezustand verhängen konnte. 

BdL Büro der Leitung/des Leiters; Diensteinheit im → MfS und den → BV, die den Innendienst organisierte 
(Dokumentenaufbewahrung, Kurierdienst, Besucherdienst u. a.)

BDP Bezirksdirektion bzw. Bezirksverwaltung der Deutschen Post in der→ DDR

Abkürzungen und Erläuterungen
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BdVP Bezirksbehörde der deutschen Volkspolizei (vgl. → DVP)

BKK Braunkohlenkombinat; Zusammenschluss von → VEB im Braunkohlebergbau

BV hier: Bezirksverwaltung für Staatssicherheit (→ BAfNS)

CDU Christlich Demokratische Union; eine der sogenannten Blockparteien in der → DDR

DDR Deutsche Demokratische Republik

DLK Dienstleistungskombinat; Zusammenschluss handwerklicher Gewerke (ehemaliger Handwerksbe-
  triebe) für hauswirtschaftliche Dienstleistungen auf Bezirksebene

DVP Deutsche Volkspolizei; offizielle Bezeichnung der Polizei in der → DDR (vgl. → VP)

EV Ermittlungsverfahren; erster Abschnitt eines Strafverfahrens; politische Strafverfahren wurden in der 
DDR vom → MfS unter Hinzuziehung der Staatsanwaltschaft bearbeitet (→ OV)

FS-Abschluss hier: Fachschulabschluss

Gen  Genosse

GKS hier: Geheime Kommandosache; höchste Geheimhaltungsstufe in der → DDR (→ VVS, GVS)

GMD  Generalmusikdirektor

GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit; unterschied sich vom → IM dadurch, dass es sich um 
einen „Bürger der DDR mit einer auch öffentlich bekannten staatsbewussten Einstellung“ handelte, der 
mit dem MfS zusammenarbeitete

GVS Geheime Verschlusssache; zweithöchste Geheimhaltungsstufe in der → DDR (→ VVS, GKS)

HA Hauptabteilung; hier: selbstständige Diensteinheit im → MfS

HA VII  Hauptabteilung zur Überwachung des Innenministeriums und der → DVP; zum Tätigkeitsfeld gehörten
auch die → Kampfgruppen und die „Verwaltung Strafvollzug“ 

HO hier: (staatliche) Handelsorganisation in der → DDR 

Hptm  Hauptmann

HS-Abschluss hier: Hochschulabschluss 

IM Inoffizieller Mitarbeiter des → MfS (Spitzel)

IMB IM, der unmittelbar an der „Bearbeitung und Entlarvung im Verdacht der Feindtätigkeit stehender 
Personen“ mitarbeitete

IME  IM für einen besonderen Einsatz

IM-Vorlauf Erfassungsart (Akte) des → MfS für einen zukünftigen → IM (IM-Kandidat)

Kaderabteilung Bezeichnung in der → DDR für die Personalabteilung

Abkürzungen und Erläuterungen
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KAfNS  Kreisamt die Nationale Sicherheit; bis Mitte November 1989 → KD genannt

KÄfNS  Kreisämter für Nationale Sicherheit (→ KAfNS)

KD  hier: Kreisdienststelle des → MfS 

KG  hier: Kampfgruppen; offizielle Bezeichnung: Kampfgruppen der Arbeiterklasse; paramilitärische Ver-
  bände unter direkter Führung der → SED (Parteimiliz); sie bestanden aus Arbeitern, Angestellten und 
  Genossenschaftsbauern, die vom SED-Regime überzeugt waren (hauptsächlich SED-Mitglieder); ihre 
  militärische Ausbildung erfolgte nach Dienstschluss in der Freizeit

Kolln  Kollegen

Kontakt-
Person (KP) Personen, die heimlich Kontakt mit dem MfS hielten und Auskünfte über Nachbarn, Kollegen usw. 
  lieferten; nach einer gewissen Zeit wurden die KP zumeist als → IM verpflichtet 

Linie VIII MfS und → BV waren nach dem Linienprinzip aufgebaut, d. h. eine Hauptabteilung im Ministerium 
  entsprach einer Abteilung in den → BV (→ Abt. VIII)

LKW  Lastkraftwagen

LTH  Landestheater Halle (Saale)

MfS  Ministerium für Staatssicherheit

MPF  Ministerium für Post- und Fernmeldewesen in der → DDR 

MLU  Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

OD  Objektdienststelle; Dienststelle des → MfS zur Sicherung wichtiger Betriebe und Hochschulen 
  (u. a. vor Wirtschaftsspionage), sie besaß den Status einer Kreisdienststelle (→ KD)

Oltn  Oberleutnant

Operationsgebiet Bezeichnung für den Handlungsraum des → MfS im westlichen Ausland, hauptsächlich in 
  NATO-Staaten

OPK  Operative Personenkontrolle; geheimer Vorgang des → MfS, zur Aufklärung und Überwachung von 
  Personen, die dem → MfS verdächtig waren 

Osl  Oberstleutnant

OSV  Ordnungsstrafverfahren; Verfahren zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch die → VP

OV  Operativer Vorgang; geheimes → EV des → MfS gegen Personen wegen des Verdachts einer strafbaren 
  (meist politischen) Handlung

Pfr  Pfarrer

Pkw  Personenkraftwagen

PZF  Postzollfahndung; der für die Paketkontrolle zuständige Bereich im → MfS; seit 1984 als Referat 4 der 
  Abteilung M angegliedert (→ Abt. M)

Abkürzungen und Erläuterungen
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SC Dynamo Sportclub Dynamo; Leistungssportvereine innerhalb der Sportvereinigung „Dynamo“, der Sportorgani-
  sation der DDR-Sicherheitsorgane (→ MfS, → VP und Zollverwaltung), verwaltet vom „Büro der zentra-
  len Leitung“ beim → MfS; Vorsitzender der Sportvereinigung war der Minister für Staatssicherheit 
  Erich Mielke

SDP  Sozialdemokratische Partei; eine im Herbst 1989 gegründete Oppositionspartei in der → DDR; 
  im September 1990 mit der SPD vereinigt 

SED  Sozialistische Einheitspartei Deutschlands; die alleinregierende Staatspartei in der → DDR

SMH  Schnelle Medizinische Hilfe; ärztlicher Notdienst in der  → DDR

Sup  Superintendent; leitender Geistlicher in der evangelischen Kirche

VEB  Volkseigener Betrieb; Bezeichnung für alle Staatsbetriebe in der → DDR

VP  Volkspolizei (vgl. → DVP)

VPKA  Volkspolizeikreisamt

VVS  vertrauliche Verschlusssache; Geheimhaltungsstufe in der → DDR (→ GVS, GKS)

ZAIG  Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe; selbstständige Diensteinheit im → MfS, die für das 
  Erfassen, Auswerten und Analysieren aller Informationen inklusive der Meldungen westlicher Mas-
  senmedien zuständig war; ihr unterstanden u. a.  die Karteien und Magazine des MfS; zum Tätigkeits-
  feld der Diensteinheit gehörte weiterhin die Öffentlichkeits- und Traditionsarbeit

ZOS  Zentraler Operativstab; selbstständige Diensteinheit im → MfS zur Planung und Absicherung zentraler 
  Veranstaltungen in der → DDR

ZZA  Zurzeit abwesend; Abkürzung in der → DDR für Bürgerinnen und Bürger, die sich längere Zeit nicht am
  Wohnort aufhielten (z. B. Auslands- oder Krankenhausaufenthalt) und dadurch nicht an Wahlen 
  teilnehmen konnten 

Abkürzungen und Erläuterungen




